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Ausschuss für politische Strukturen und Erweiterungspolitik

Ausschussvorsitz: Tim Kerckhoff (Bonn), Gideon Arnold (Kiel)

Welche Erweiterungspolitik sollte die EU in Hinblick auf die Entwicklung einer gemeinsamen europäischen Identität betreiben?

Das Modell Europa Parlament,

A)  tief besorgt über das fehlende Gemeinschaftsgefühl  innerhalb der Bevölkerung der EU,


B) alarmiert von der negativen Moral der EU-Staaten und der potentiellen Beitrittsländer hinsichtlich der Identität,


C) den fehlenden Wissensstand vieler EU-Bürger bedauernd, 


D) eine klare Handlungslinie der EU wünschend,


E) in Anbetracht der Tatsache, dass trotz intensiver Verhandlungen keine Einigung hinsichtlich potentieller Beitrittskandidaten erzielt wurde,


F)  betonend, dass die Aufnahme weiterer wirtschaftlich schwacher Staaten zu einer enormen finanziellen Belastung der EU führt,


G) beunruhigt durch Falschangaben der Beitrittsstaaten vor Beitritt in die EU, 


H)  beobachtend, dass es übereilte Aufnahmen (appendix: Bulgarien, Rumänien) gab, 


I) erwartend, dass die Erweiterung der EU und die dadurch zunehmenden Meinungsverschiedenheiten zu einer Lähmung des politischen Prozesses führen werden,


J)  berücksichtigend, dass die EU ohne eine wirtschaftliche Vertiefung nicht mit aufstrebendeninternationalen (appendix: China, Indien...)Wirtschaftskonkurrenten mithalten können wird,


K)  daran erinnernd, dass in den Ländern Türkei und Mazedonien in letzter Zeit kaum Fortschritte hinsichtlich der Anforderungen der EU erzielt wurden,


L) Anstoß nehmend daran, dass einige EU-Staaten die für die Defizitgesetzmissachtung verhängten Sanktionen ohne Besserung in Kauf nehmen,



M) tief besorgt über die Schieflage des EUROs und der daraus resultierenden Gefahr für den Zusammenhalt der EU, 

1. beschließt den Start einer EU-weiten Werbekampagne in Fernsehen, Radio, aber auch in den neuen Medien und beauftragt eine Werbeagentur mit deren Umsetzung;


2.  hält es für notwendig zum interkulturellen Austausch unter den Ländern, ein am 9.5.
 stattfindendes und das Gastgeberland und die EU präsentierendes Festival einzurichten, welches jährlich das Gastgeberland wechselt;


3.  empfiehlt die Grundlagen der Europäischen Union in den Lehrplan der Schulen aufzunehmen;


4. drängt zu einer höheren Bereitschaft der Souveränitätsabgabe seitens der EU-Mitgliedsstaaten;


5. ruft alle legislativen und exekutiven Organe der Mitgliedsstaaten auf, demokratisch getroffene Entscheidungen der EU ohne willkürliche Verzögerungen umzusetzen;


6. befürwortet die Einführung einer fünfjährigen Probezeit und die Schaffung einer unabhängigen Kommission zur Überprüfung der Angaben bei dem, vor dem EU-Eintritt auszufüllenden Fragebogen, und stattet diese mit der Kompetenz aus, drastische Maßnahmen, bis hin zum temporären Ausschluss als Strafen für nachgewiesene, bewusst gemachte, Falschangaben von Beitrittsländer vor ihrem Eintritt in die EU an

                a)das EU-Parlament
                b) die Europäische Kommission

zu empfehlen;


7. erinnert daran, dass alle potentiellen Beitrittsländer die gleichen Kriterien
 für einen Beitritt zur EU erfüllen müssen;


8. beschließt die Gründung einer Kommission zur Überprüfung des wirtschaftlichen Nutzens eines potentiellen Beitrittslandes für die EU, bei der Vorteile und Nachteile abgewogen werden und empfiehlt nur die Aufnahme von Staaten, die demnach als vorteilhaft eingestuft werden;


9.  beschließt die Einführung einer Wartezeit von mindestens 5 Jahren nach Vergabe des Kandidatenstatus;


10. begrüßt die Verträge von Lissabon und spricht sich dafür aus, von der EU-Kommission bis 2013  prüfen zu lassen, ob diese ausreichen;


11.  setzt eine Schlichtungskommission zur Streitfrage von Griechenland und Mazedonien bezüglich des Namensstreites ein;


12. empfiehlt Mazedonien und der Türkei, sich an die Forderungen der EU-Länder anzupassen und die Anpassung zu beschleunigen;


13. gründet das Gremium XY, welches

a) die bestehenden Sanktionen für Verstöße gegen   das Defizitgesetz grundsätzlich erhöht

b) die Sanktionen auf die aktuelle Wirtschaftslage der verstoßenden Staaten anpasst und darauf achtet, den wirtschaftlichen Aufbau nicht einzuschränken;


14.  betont die Bedeutung des EURO‘s für den Zusammenhalt der EU und ruft den Finanzausschuss dringend dazu auf, Lösungen zu erarbeiten;


15. fordert das Präsidium aus, die Resolution an das Europäische Parlament, die Kommission und den Ministerrat weiterzuleiten.

12. Modell Europa Parlament Deutschland


Berlin; 28.Februar bis 05. März 2011
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